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Az.: 2a L 245/22.A 1. März 2022 

  

Beschluss  

In dem verwaltungsgerichtlichen Verfahren 

der 

Antragstellerin, 

Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt Clemens Michalke, Von-Steuben-
Straße 20, 48143 Münster, 
Gz.:  Mic/AUSL, 

gegen 

die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das Bundesministerium des 
Innern und für Heimat, dieses vertreten durch den Präsidenten des Bun-
desamtes für Migration und Flüchtlinge, Außenstelle Düsseldorf, Er-
krather Straße 345-349, 40231 Düsseldorf, 
Gz.: -475, 

Antragsgegnerin, 

wegen Asylrechts (Dublin/Polen) 

hat die 2a. Kammer des 

VERWALTUNGSGERICHTS GELSENKIRCHEN 

am 28. Februar 2022  

durch 

die Richterin am Verwaltungsgericht  
als Einzelrichterin 

beschlossen: 

Die aufschiebende Wirkung der Klage — 2a K 951/22.A — gegen 
die im Bescheid des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge 
vom 16. Februar 2022 enthaltene Abschiebungsanordnung wird 
angeordnet. 

Die Kosten des Verfahrens, für das Gerichtskosten nicht erho-
ben werden, trägt die Antragsgegnerin. 
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Gründe:  

Der sinngemäß gestellte Antrag, 

die aufschiebende Wirkung der Klage — 2a K 951/22.A — gegen 
die im Bescheid des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge 
vom 16. Februar 2022 enthaltene Abschiebungsanordnung an-
zuordnen, 

über den die Berichterstatterin nach § 76 Abs. 4 Asylgesetz (AsylG) als gesetzliche 

Einzelrichterin entscheidet, ist begründet. Die von der Kammer im Verfahren nach 

§ 80 Abs. 5 VwG() vorzunehmende Abwägung zwischen dem Interesse der Antrag-

stellerin an der aufschiebenden Wirkung des Rechtsbehelfs und dem öffentlichen 

Interesse an der sofortigen Vollziehung fällt zu Gunsten der Antragstellerin aus. 

Diese Abwägung richtet sich im Wesentlichen nach einer Prognose.  über die Erfolgs-

aussichten in der Hauptsache. Bei der im Eilverfahren nur möglichen summarischen 

Prüfung spricht alles dafür, dass der Bescheid des Bundesamts rechtswidrig ist und 

die gegen ihn gerichtete Klage Erfolg haben wird. Es bestehen in dem nach § 77 

Abs. 1 AsylG maßgeblichen Zeitpunkt der gerichtlichen Entscheidung ernstlichen 

Zweifel, dass das Bundesamt die Unzulässigkeit des Asylantrages aussprechen und 

die Abschiebung nach Polen anordnen durfte. 

Das Bundesamt stützt die Anordnung der Abschiebung der Antragstellerin nach Po-

len auf § 34a Abs. 1 Satz 1 AsylG. Danach ordnet das Bundesamt, sofern ein Aus-

länder in einen für die Durchführung des Asylverfahrens zuständigen Staat (§ 29 

Abs. 1 Nr. 1 AsylG) abgeschoben werden soll, die Abschiebung in diesen Staat an, 

sobald feststeht, dass sie durchgeführt werden kann. Nach § 29 Abs. 1 Nr. 1 

Buchst. a) AsylG ist ein Asylantrag unzulässig, wenn ein anderer Staat nach Maßga-

be der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 26.06.2013 (im Folgenden Dublin III-VO) für die Durchführung des Asylverfah-

rens zuständig ist. 

Gemäß den Vorschriften der Dublin III-VO ist jedoch für die Durchführung des Asyl-

verfahrens der Antragstellerin Deutschland zuständig. Gemäß Art. 7 Abs. 1 Dublin III-

VO finden die Kriterien zur Bestimmung des zuständigen Mitgliedstaates in der nach 

Kapitel III genannten Reihenfolge Anwendung. Die Zuständigkeit Polens für den An-

trag der Antragstellerin ergibt sich nicht aus Art. 13 Dublin III-VO, da sich entspre- 
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chend der Reihenfolge der zu prüfenden Kriterien die sich aus Art. 9 Dublin III-VO 

ergebende Zuständigkeit Deutschlands als vorrangig erweist. Nach Art. 9 der Dublin 

III-VO ist, wenn der Antragsteller einen Familienangehörigen hat, der in seiner Ei-

genschaft als Begünstigter internationalen Schutzes in einem Mitgliedstaat aufent-

haltsberechtigt ist, dieser Mitgliedstaat für die Prüfung des Antrags auf internationa-

len Schutz zuständig, sofern die betreffenden Personen diesen Wunsch schriftlich 

kundtun. 

Diese Voraussetzungen dürften im Falle der Antragstellerin vorliegen. Der Ehemann 

der Antragstellerin lebt im Bundesgebiet und ist — wie sich aus der beigezogenen 

Bundesamtsakte des Ehemanns jedenfalls ergibt — ein Begünstigter internationalen 

Schutzes. Ferner ist ihm eine bis zum 22. Juli 2022 gültige Aufenthaltserlaubnis er-

teilt worden. Zweifel an der Wirksamkeit der am  2021 erfolgten Heirat be-

stehen nach summarischer Prüfung nicht. Für die Frage, ob eine wirksame Ehe-

schließung vorliegt, ist nicht maßgeblich, ob die Ehe nach deutschem Recht von ei-

nem Standesbeamten anerkannt wurde. Aufgrund der syrischen Staatsangehörigkeit 

der Eheschließenden ist hinsichtlich der sachlichen Voraussetzungen das syrische 

Recht maßgeblich, Art. 13 Abs. 1 Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch 

(EGBGB). Hinsichtlich der Form ist bei einer Eheschließung im Ausland Art. 11 EG-

BGB zu beachten, wobei hier sowohl das Orts- als auch das Geschäftsrecht das sy-

rische Recht ist, Art. 11 Abs. 1 EGBGB. Grundsätzlich lässt das syrische Recht eine 

Vertretung bei der Eheschließung zu, Art. 8 Abs. 1 syrisches PSG. Anhaltspunkte 

dafür, dass die am  2021 geschlossene Ehe unwirksam wäre, hat auch die 

Antragsgegnerin nicht vorgetragen. 

Mit den Unterschriften der Antragstellerin unter die Niederschrift ihrer Erstbefragung 

zur Bestimmung des zuständigen Mitgliedstaates und unter die Niederschrift über die 

Befragung zur Vorbereitung der Anhörung hat die Antragstellerin zudem kundgetan, 

dass sie die Prüfung ihres Antrags durch die deutschen Behörden wünscht. Diesen 

Wunsch hat sie wiederholt damit begründet, dass ihr Ehemann in Deutschland auf-

hältig sei. Einer schriftlichen Kundgabe der Klägerin, dass sie die Familienzusam-

menführung wünscht, steht auch nicht das Datenblatt „Erklärungen im Dublin-

Verfahren" (BI. 70 f. der Beiakte Heft 1) entgegen. Zum einen wurde darin weder das 

Feld „Ich bin mit einer Aufrechterhaltung/Wiederherstellung der Familieneinheit ein-

verstanden" noch das Feld „Ich bin mit einer Aufrechterhaltung/Wiederherstellung der 
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Familieneinheit nicht einverstanden" markiert. Eine entgegenstehende Willenserklä-

rung der Klägerin lässt sich diesem Dokument daher nicht entnehmen. Zum anderen 

wurde das Dokument aber auch nicht von der Klägerin unterschrieben. Es wurde al-

lein durch den aufnehmenden Sachbearbeiter des Bundesamtes unterschrieben. 

Das vorgesehene Feld für die Unterschrift der Drittstaatsangehörigen blieb hingegen 

leer. 

Das — derzeitige — Nichtvorliegen der weiteren Voraussetzung des Art. 9 Dublin III-

VO, nämlich das Fehlen der schriftlichen Kundgabe des Ehemanns der Antragstelle-

rin, dass auch er die Zuständigkeit Deutschlands für den Asylantrag der Antragstelle-

rin wünscht, steht einer Annahme der Zuständigkeit Deutschlands — noch — nicht 

entgegen. Die Einzelrichterin geht davon aus, dass eine solche Erklärung durch die 

Antragstellerin jederzeit nachgereicht werden kann, sobald sie auf die Notwendigkeit 

ihrer Vorlage hingewiesen worden ist. Dass sie diese Erklärung bisher nicht vorge-

legt hat, ist der Antragstellerin nicht vorwerfbar — und schließt die Zuständigkeit 

Deutschlands deshalb derzeit nicht aus —, weil die Antragstellerin entgegen Art. 4 

Abs. 1 Buchst. b) Dublin III-VO vom Bundesamt als zuständiger Behörde nicht über 

die Kriterien für die Bestimmung des zuständigen Mitgliedstaates nach Art. 9 Dublin 

III-VO unterrichtet worden ist. Weder ist die Antragstellerin zu irgendeinem Zeitpunkt 

während des Verfahrens aufgefordert worden, eine entsprechende Erklärung ihres 

Ehemanns vorzulegen, noch wurde sie nachweislich auf die Notwendigkeit einer sol- 

chen Erklärung hingewiesen. Das Datenblatt „Erklärungen im Dublin-Verfahren" wur-

de zwar dahingehend ausgefüllt, dass die Antragstellerin verschiedene Merkblätter 

erhalten habe, dass Dokument wurde jedoch von der Antragstellerin — wie bereits 

ausgeführt — nicht unterschrieben. Es bestehen hingegen hinreichende Anhaltspunk-

te dafür, dass der Ehemann der Antragstellerin die Familienzusammenführung eben-

falls begehrt, da er seiner Ehefrau zum Zwecke des Asylverfahrens offensichtlich 

eine Kopie seiner Aufenthaltsgestattung ausgehändigt hat. 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 VwG°, § 83b AsylG. 



Rechtsmittelbelehrung:  

Der Beschluss ist unanfechtbar (§ 80 Asylgesetz). 

 

Beglaubigt 
als Urkundsbeamter/in 
der Geschäftsstelle des 
Verwaltungsgerichts Gelsenkirchen 
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